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2.5.7.7
Abrechnung bei Angehörigen der Bundeswehr
Mit der Kassenärztlichen Bundesvereinigung wurde im Oktober 2013 eine Vereinbarung über die vertragsärztliche Versorgung von Bundeswehrangehörigen abgeschlossen. Hierbei ist gemäß des Sicherstellungsauftrages der KBV geregelt, dass Bundeswehrangehörige aufgrund ihres unentgeltlichen Anspruchs auf Versorgung durch Sanitätsoffiziere in die zivile vertragsärztliche Praxis überwiesen, als auch im Rahmen der allgemeinen Krankenhausbehandlung stationär versorgt werden können.
Desweiteren ist seit September 2013 zwischen der Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) und dem Bundesministerium für Verteidigung vertraglich vereinbart worden, dass Soldaten mit psychischen Erkrankungen im Rahmen eines geregelten Verfahrens psychotherapeutische Behandlungen auch in sog. Privatpraxen in Anspruch nehmen können.
Voraussetzungen für die Behandler:

a)
approbiert als Psychologische Psychotherapeutin und zugelassen als Vertragspsychotherapeut

b)
vergleichbar zum Vorgehen beim Erstattungsverfahren ist eine Kostenübernahme auch für nichtzugelassene Vertragspsychotherapeuten mit Fachkunde in einem der drei Richtlinienverfahren sowie Eintragung in das "Arztregister" der zuständigen Kassenärztlichen Vereinigung möglich (vgl. 2.5.7.4)
Die besonderen Rahmenbedingungen für die Behandlung:

a) eine Genehmigung der psychotherapeutischen Behandlung muss vorab durch das Sanitätsamt der Bundeswehr erfolgen, eine nachträgliche Genehmigung und Übernahme der Behandlungskosten nach Beginn ist nicht möglich.
b) hierzu erhalten die Psychotherapeuten für den zu behandlenden Patienten von Seiten des Sanitätsamtes (Kdo RegSanUstg G3.2.1) einen sogenannten Behandlungsausweis (siehe Formblattsammlung 7.36)
c) die für die Diagnostik und spezifische Indikationsstellung erforderlichen maximal 5 probatorischen Sitzungen (8 für analytische Psychotherapie) bedürfen jedoch keiner Genehmigung, jedoch muss der Truppenarzt vorab eine Notwendigkeit zur psychotherapeutischen Erstinanspruchnahme attestiert haben.
d) vielfach ist eine Kurzzeittherapie von maximal 25 Stunden vorab durch das Sanitätsamt nur anzeige- und nicht genehmigungspflichtig im Rahmen des Antrags- und Gutachterverfahrens
e) die konsiliarische / somatische Abklärung erfolgt durch den Truppenarzt auf der Grundlage der sanitätsdienstlichen Bestimmungen
f) die vorgesehenen Langzeitbehandlung wird mittels der PTV-Formulare und analog zum Antrags- und Gutachterverfahren der GKV beantragt
g) der Antrag wird über den zuständigen Truppenarzt an das Sanitätsamt der Bundeswehr weiter geleitet. Hier erfolgt letztlich eine Bewilligung oder Ablehnung, die dem Behandler und Patienten auch mitgeteilt wird.
h) bei der Beantragung einer Langzeittherapie, Umwandlung von KZT in LZT bzw. bei Verlängerungsanträgen kann das Sanitätsamt einen zivilen Gutachter der KBV oder aber den zuständigen Wehrpsychiater mit der Begutachtung im Rahmen des Antrags- und Gutachterverfahrens beauftragen

i) der Umwandlungsantrag von einer Kurz- in eine Langzeittherapie muss spätestens bis zur 20 Sitzung über den Truppenarzt dem Sanitätsamt vorgelegt werden
j) ein Behandlerwechsel ist ohne Genehmigung durch das Sanitätsamt nicht möglich
k) die Beendigung der Behandlung ist unverzüglich dem Truppenarzt mitzuteilen
l) wie auch im GKV-System ist eine erneute Psychotherapie erst zwei Jahre nach Beendigung einer Behandlung wegen derselben Krankheit möglich
Die Abrechnung:

a) Grundlage für die Abrechnung ist der EBM und diese erfolgt bei den Vertragspsychotherapeuten für jedes Quartal mittels der Praxissoftware, alternativ über den Vordruck SAN/BW/0217 an die jeweils zuständige Kassenärztliche Vereinigung
b) da die Bundeswehrangehörigen i.d.R. keine Versichertenkarte haben, erfolgt die Erfassung bei den Vertragspsychotherapeuten im Praxisprogramm mittels des sog. Ersatzverfahrens

c) die maximal 5 probatorischen Sitzungen (bzw. 8 bei analytischer Psychotherapie) sind nicht genehmigungspflichtig und direkt abrechnungsfähig
d) Behandler, die keine Vertragspsychotherapeuten sind, rechnen die jeweiligen Leistungen nach GOP/GOÄ mit maximal 2.0 fachen Satz für jedes Quartal mit dem Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr, Referat I 2.3.5., Postfach 1149, 15331 Strausberg mittels Vordruck SAN/BW/0218 direkt ab
___________________________________________________________________________

Mit geltende Unterlagen:

· 7.35  Überweisung und Abrechnungsvordruck bei Vertragspsychotherapeuten in Formblattsammlung 
· 7.36 Überweisung und Abrechnungsvordruck im Rahmen der Erstattung in Formblattsammlung 
· 7.37 Behandlungsausweis der durch Kdo RegSanUstg G 3.2.1. ausgestellt wird in Formblattsammlung 
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